
 

Kommunalabgabegesetz 

KAG M-V vom 12.04.2005 (Auszug) 

I. Teil - Allgemeine Vorschriften 

§ 1 - Kommunalabgaben 

(1) Die Gemeinden und Landkreise sind berechtigt, nach Maßgabe dieses Gesetzes Abgaben 
(Steuern, Gebühren, Beiträge und sonstige Abgaben) zu erheben, soweit nicht geltende Gesetze 
etwas anderes bestimmen. 
 
(2) Ämter und Zweckverbände können in Erfüllung der ihnen übertragenen Aufgaben des eigenen 
Wirkungskreises Abgaben mit Ausnahme von Steuern erheben. 
 
(3) Unberührt bleibt die Befugnis der in den Absätzen 1 und 2 genannten kommunalen 
Körperschaften, für ihre öffentlichen Einrichtungen Benutzungs- oder Entgeltregelungen in 
privatrechtlicher Form zu treffen. 
 
(4) Dieses Gesetz gilt auch für Erschließungsbeiträge nach dem Baugesetzbuch und für andere 
Abgaben, die von den in den Absätzen 1 und 2 genannten kommunalen Körperschaften im 
Bereich der Aufgaben des eigenen Wirkungskreises und des übertragenen Wirkungskreises 
aufgrund anderer Gesetze erhoben werden. Satz 1 gilt nur, soweit im Baugesetzbuch oder in den 
anderen Gesetzen keine eigenen Regelungen enthalten sind. 
 

§ 2 - Rechtsgrundlagen für Kommunalabgaben 

(1) Abgaben dürfen nur aufgrund einer Satzung erhoben werden. Die Satzung muss den Kreis der 
Abgabenschuldner, den die Abgabe begründenden Tatbestand, den Maßstab und den Satz der 
Abgabe sowie den Zeitpunkt ihrer Entstehung und ihrer Fälligkeit angeben. Die Verpflichtung zur 
Angabe des Beitragssatzes gilt nicht bei Erlass einer Satzung über die Erhebung von 
Straßenbaubeiträgen nach § 8. Es ist zulässig, in Satzungen über Verwaltungsgebühren nach § 5 
für bestimmte Leistungen einen Gebührenrahmen mit einem Höchst- und einem Mindestsatz 
festzulegen. 
 

II. Teil - Die einzelnen Abgaben 

§ 3 - Steuern 

(1) Gemeinden und Landkreise können örtliche Verbrauch- und Aufwandsteuern erheben. Die 
Besteuerung desselben Gegenstandes durch eine kreisangehörige Gemeinde und den Landkreis 
ist unzulässig. 
 
Der Zweitwohnungssteuer unterfallen nicht Gartenlauben im Sinne des § 3 Abs. 2 und des § 20a 
des Bundeskleingartengesetzes (BkleingG) vom 28. Februar 1983 (BGBl. I S.210), das zuletzt 
durch Artikel 14 des Gesetzes vom 13. September 2001 (BGBl. I S. 2376) geändert worden ist, in 
der jeweils geltenden Fassung. Dies gilt nicht für Gartenlauben nach § 20a Nr. 8 des 
Bundeskleingartengesetzes, deren Inhaber vor dem 3. Oktober 1990 eine Befugnis zur 
dauernden Nutzung der Laube zu Wohnzwecken erteilt wurde oder die dauernd zu 



Wohnzwecken genutzt werden. 
 

§ 4 - Gebühren (Allgemeines) 

(1) Gebühren sind Geldleistungen, die als Gegenleistung für eine besondere Leistung - 
Amtshandlungen oder sonstige Tätigkeit - der Verwaltung (Verwaltungsgebühren) oder für die 
Inanspruchnahme öffentlicher Einrichtungen (Benutzungsgebühren) erhoben werden. 
 

§ 6 - Gebührenschuldner 

(4) Gebührenschuldner ist, wer die mit der öffentlichen Einrichtung gebotene Leistung in 
Anspruch nimmt. Bei der Wasserversorgung, der Abwasserbeseitigung, der Abfallent-sorgung 
und der Straßenreinigung ist Gebührenschuldner, wer nach den grundsteuer-rechtlichen 
Vorschriften Schuldner der Grundsteuer ist oder sein würde, wenn das Grundstück nicht von der 
Grundsteuer befreit wäre. Gebühren nach Satz 2 ruhen als öffentliche Last auf dem Grundstück, 
soweit es sich um grundstücksbezogene Gebühren handelt. Die Satzung kann bei 
grundstücksbezogenen Gebühren bestimmen, dass sonstige Nutzungsberechtigte des 
Grundstücks gebührenpflichtig sind. 
 

§ 7 - Beiträge (Allgemeines) 

(1) Beiträge sind Geldleistungen, die dem Ersatz des Aufwandes für die Anschaffung, 
Herstellung, Verbesserung, Erweiterung, Erneuerung und den Umbau öffentlicher Einrichtungen 
oder Teilen davon, jedoch ohne laufende Unterhaltung und Instandsetzung, dienen. Sie werden 
nach den Regelungen des Satzes 3 und der Absätze 2 bis 6 sowie der §§ 8 und 9 als 
Gegenleistung dafür erhoben, dass den Beitragspflichtigen durch die Möglichkeit der 
Inanspruchnahme Vorteile geboten werden. Die Beiträge sind nach den Vorteilen zu bemessen; 
§ 9 Abs. 4 bis 8 bleibt unberührt. 
 
(2) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigentümer 
des bevorteilten Grundstückes oder im Fall des § 8 Abs. 7 Inhaber des Gewerbebetriebes ist. 
 

§ 8 - Straßenbaubeiträge 

(1) Zur Deckung des Aufwandes für die Anschaffung, Herstellung, Verbesserung, Erweiterung, 
Erneuerung und den Umbau der notwendigen öffentlichen Straßen, Wege und Plätze sind 
Straßenbaubeiträge zu erheben. Die beitragsberechtigte kommunale Körperschaft hat 
mindestens 10 vom Hundert des Aufwandes zu tragen. Vor der Heranziehung zu 
Straßenbaubeiträgen soll die beitragsberechtigte kommunale Körperschaft die 
Beitragspflichtigen über die wesentlichen Regelungen der Beitragserhebung informieren. 
 
(6) Die Satzung kann bestimmen, dass der Beitrag zinslos gestundet wird, solange das 
Grundstück als Kleingarten im Sinne des Bundeskleingartengesetzes genutzt wird und der 
Beitragspflichtige nachweist, dass die darauf befindlichen Gebäude nicht zum dauerhaften 
Wohnen geeignet sind oder für gewerbliche Zwecke genutzt werden. 
 

§ 9 - Anschlussbeiträge 



(1) Zur Deckung des Aufwandes für die Anschaffung und Herstellung der notwendigen 
öffentlichen Einrichtungen zur leitungsgebundenen Versorgung mit Wasser oder Wärme oder zur 
leitungsgebundenen Abwasserentsorgung sollen Anschlussbeiträge erhoben werden. Neben 
den Anschaffungs- und Herstellungsbeiträgen nach Satz 1 können Beiträge zur Deckung des 
Aufwandes für die Erneuerung erhoben werden. 

§ 10 bleibt unberührt. 

 
 

§ 11 - Kur- und Fremdenverkehrsabgaben 

(1) Gemeinden und Gemeindeteile, die als Kur- oder Erholungsorte anerkannt sind, können 
 
1. für die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung, Erneuerung, Verwaltung und 
Unterhaltung der zu Kur- und Erholungszwecken bereitgestellten öffentlichen Einrichtungen eine 
Kurabgabe, 
 
2. für Zwecke der Fremdenverkehrswerbung und zur Deckung von Aufwendungen nach Nummer 
1 von Personen und Personenvereinigungen, denen durch den Fremdenverkehr Vorteile geboten 
werden, laufende Fremdenverkehrsabgaben erheben. Mehrere Gemeinden, die die 
Voraussetzung des Satzes 1 erfüllen, können eine gemeinsame Kurabgabe erheben, deren Ertrag 
die Gesamtaufwendungen für die in Satz 1 Nr. 1 genannten Maßnahmen nicht übersteigen darf. 
 
(2) Die Kurabgabe wird von allen Personen erhoben, die sich im Erhebungsgebiet aufhalten, 
ohne dort ihren gewöhnlichen Aufenthalt zu haben (ortsfremd) und denen die Möglichkeit zur 
Benutzung von öffentlichen Einrichtungen oder zur Teilnahme an Veranstaltungen geboten wird. 
Als ortsfremd gilt auch, wer im Erhebungsgebiet Eigentümer oder Besitzer einer 
Wohnungseinheit ist, wenn und soweit er sie überwiegend zu Erholungszwecken nutzt. 
 
Als ortsfremd gilt nicht, wer im Erhebungsgebiet arbeitet, in einem Ausbildungsverhältnis steht 
oder einen Kleingarten im Sinne des Bundeskleingartengesetzes bewirtschaftet, der keine 
Wohnungsnutzung ermöglicht. Ist die dauernde Nutzung einer Wohnlaube gemäß § 20a Nr. 8 
Bundeskleingartengesetz möglich, gilt derjenige als ortsfremd, der sie zu Wohnzwecken nutzt 
oder Dritten dazu überlässt. 


